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Ergänzende Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Antje Hermenau und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 13/11304 — 


Rechtmäßigkeit einer weiteren Bundesförderung für den „Verein für das Deutschtum 
im Ausiand“ und eines mögiichen Verzichts auf Rückforderungen 


Das Bundesministerium des Innern (BMI) sieht sich seit 1992 massiver 
Kritik des Bundesrechnungshofes ausgesetzt, weil es dem Verein für das 
Deutschtum im Ausland (VDA) Millionenbeträge überlassen hat, die 
zum großen Teil nicht ordnungsgemäß abgerechnet worden sind. Dabei 
handelt es sich immerhin um die Summe von rd. 22 Mio. DM für Projekte 
aus den Jahren 1990 bis 1993, die der VDA dem Bund zurückzahlen muß. 
Insgesamt hat der VDA vom BMI von 1990 bis 1997 mehr als 213 Mio. 
DM erhalten, mit denen die Lebensbedingungen der Rußlanddeutschen 
in Rußland, der Ukraine und Kasachstan verbessert werden sollten 
(Presseerklärung des VDA vom 14. November 1997). 

In der Kritik des Bundesrechnungshofes, der die Verwendungen der dem 
VDA vom BMI zur Verfügung gestellten Mittel seit 1992 geprüft hat, 
heißt es unter anderem, daß Projekte des VDA überteuert und unange- 
messen seien, daß nicht wahrheitsgemäß über Projekte berichtet, nicht 
erbrachte Leistungen abgerechnet und nicht benötigte Mittel behalten 
worden seien. Dieser Vorgang ist seit 1992 bekannt und bis heute noch 
nicht restlos aufgeklärt. Ein Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft 
Bonn gegen verantwortliche Funktionäre des VDA wegen des Verdach- 
tes der Veruntreuung von Steuergeldern in Millionenhöhe ist eingeleitet 
worden, und der Bund der Steuerzahler hat im Juli 1998 Strafanzeige 
gegen das BMI und gegen den VDA gestellt, die der Bonner Staats- 
anwaltschaft vorliegt. Mit der Strafanzeige des Bundes der Steuerzahler 
sollen nach Aussage des Präsidenten des Vereins die Schuldigen im BMI 
und beim VDA zur Rechenschaft gezogen werden. Der Bund der Steu- 
erzahler - wie zuvor auch schon die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN - kritisiert insbesondere den Aussiedlerbeauftragten der Bundes- 
regierung und ehemaligen Parlamentarischen Staatssekretär beim BMI, 
Dr. Horst Waffenschmidt, der seit 1988 und wohl auch zukünftig (Pres- 
semitteilung Nr. 329 des Presse- und Informationsamtes der Bundesre- 
gierung vom 18. Juli 1998) im BMI mit der Hilfe an die Rußlanddeutschen 
betraut war und ist. Zugleich war er von 1989 bis 1993 Mitglied im Ver- 
waltungsrat des VDA. Dr. Horst Waffenschmidt war damit zugleich auf 
der Seite der Geldgeber und Geldempfänger tätig. 

Das BMI hat seine Förderung des VDA trotz des bestehenden Verdach- 
tes auf Unregelmäßigkeiten beim VDA seit 1992 sehr spät, fünf Jahre 
nach den ersten Hinweisen, erst zum 1. Oktober 1997 eingestellt. Ein im 
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Vergleich zu anderen Zuwendungsempfängem wohl einmaliges Ver- 
halten. 

Ein anderes Bundesministerium, das Auswärtige Amt (AA), hat es bis 
zum heutigen Tage nicht für nötig befunden, trotz offensichtlich ekla- 
tanter und schwerwiegender Verstöße gegen das Haushaltsrecht diesen 
Zuwendungsempfänger grundsätzlich zukünftig von einer Projekt - 
förderung auszuschüeßen. 

Im Gegenteil: Das AA stellte und stellt bis zum jetzigen Zeitpunkt dem 
VDA über den gesamten Zeitraum der Prüfungen des Bundes- 
rechnungshofes bezüglich der Unregelmäßigkeiten von Verwendungs- 
nachweisen bei den BMl-Mitteln hinweg, also seit 1992 bis dato, weiter- 
hin Fördermittel in Milhonenhöhe (2 bis 3 Mio. DM pro Jahr) für Projekte 
zur Kulturförderung bereit - alleine im ersten Quartal vom Januar bis 
April 1998 903 000 DM. Das AA teilte in einem aktuellen Sachstandsbe- 
richt vom 14. Juli 1998 den Berichterstattern zum Einzelplan 05 (Aus- 
wärtiges Amt) im Haushaltsausschuß mit, bis zum 29. April 1998 habe es 
eine Zuwendung von insgesamt mittlerweile 2,595 Mio. DM zugunsten 
des VDA gegeben, weitere 24 000 DM bis zum 23. Juni 1998, obwohl das 
BMI seine Projektzusammenarbeit mit dem VDA bereits seit dem 1. Ok- 
tober 1997 wegen Unregelmäßigkeiten bei der Verwendung von BMI- 
Mitteln eingestellt hat (Drucksache 13/8760), obwohl ein Ermitt- 
lungsverfahren der Staatsanwaltschaft Bonn gegen verantwortliche 
Funktionäre des VDA wegen des Verdachtes der Veruntreuung von 
Steuergeldern in Millionenhöhe noch nicht abgeschlossen ist und obwohl 
der Bundesrechnungshof die Verwendungen der AA- Projektmittel für 
den VDA noch nie geprüft hat. 

Hinzu kommt auch noch, daß die Bundesregierung bzw. das BMI zur Zeit 
prüft, einem Antrag des VDA vom 9. September 1997 auf Erlaß von 
Rückforderungen in Höhe von 21,7 Mio. DM zuzustimmen. Dies teilte sie 
in der Antwort auf eine entsprechende Kleine Anfrage der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom Mai 1998 mit (Drucksache 13/10673). 
Wenn diesem Antrag stattgegeben werden würde, müßte der VDA dem 
Bund keine Gelder mehr zurückzahlen, weder jetzt noch zukünftig. 
Obwohl die Bundesregierung ein Ende der Prüfung für Ende Mai 1998 in 
Aussicht gestellt hat, ist ein Abschluß wohl immer noch nicht - immerhin 
mittlerweile fast ein Jahr nach Antragseinreichung - erfolgt. Laut Pres- 
seberichten, in denen der Sprecher des BMI zitiert wird (FAZ vom 15. Juli 
1998), dauert die Prüfung immer noch an. Das Ergebnis der Prüfung soll 
dem Haushaltsausschuß und den zuständigen Berichterstattern zuge- 
leitet werden. Geprüft wird nach Aussage der Bundesregierung, ob § 59 
Abs. 1 Nr. 3 der Bundeshaushaltsordnung angewendet wird, demzufolge 
Ansprüche erlassen werden können, wenn die Einziehung nach Lage 
des einzelnen Falles für den Anspruchsgegner eine besondere Härte 
bedeuten würde. 


Vorbemerkung 

In Ergänzung zu der bereits mit Drucksache 13/11430 veröffent- 
lichten Teilantwort werden die restlichen Fragen wie folgt beant- 
wortet: 

Die nachstehenden Zahlenangaben beziehen sich nur auf die 
Bundesverwaltung im engeren Sinne (unmittelbare Bundes- 
verwaltung), nicht jedoch auf die mittelbare Bundesverwaltung 
(z. B. Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Bundesanstalt 
für Arbeit, sonstige Selbstverwaltungskörperschaften). 

Die erbetenen Zahlenangaben konnten mit vertretbarem Perso- 
nal- und Zeitaufwand nicht in allen Fällen exakt ermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere für Förderprogramme, die - im Rahmen von 
sog. Massenverfahren - unter Inanspruchnahme von Projektträ- 
gem abgewickelt werden und bei denen die Entscheidungen ein- 
zelfallbezogen und dezentral, z. B, bei den Projektträgern, erfaßt 
und dokumentiert sind. Die angegebenen Zahlen beruhen daher 
zum Teil auf Schätzungen. 
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In den Zahlen des BMI ist der in der Kleinen Anfrage genannte 
Zuwendungsempfänger nicht enthalten. 


1 . Wie oft haben Zuwendungsempfänger des Bundes einen Antrag auf 
Stundung, Niederschlagung und Erlaß von Rückforderungen des 
Bundes nach § 59 der Bundeshaushaltsordnung in den letzten zwei 
Haushaltsjahren bis zum jetzigen Zeitpunkt (1996 bis 1998) gestellt 
(Zuwendungsempfänger des BMI und des AA bitte gesondert auf- 
führen)? 


Zuwendungsempfänger des Bundes haben in dem genannten 
Zeitraum insgesamt 319 Anträge gemäß § 59 BHO gestellt; davon 
entfallen auf den Einzelplan (Epl.) 06 = 10 und den EpL 05 = 30 
Anträge. 


2. In wie vielen der unter Frage 1 genannten Fälle hat der Bund von 
der Möglichkeit gemäß § 59 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 der Bundeshaus- 
haltsordnung Gebrauch gemacht (Zahlen der Zuwendungsemp- 
fänger des BMI und des AA bitte gesondert aufführen)? 


Von der Möglichkeit des § 59 BHO wurde in 258 der unter Frage 1 
genannten Fälle Gebrauch gemacht; davon entfallen auf den Epl. 
06 = 6 und den Epl. 05 = 22 Fälle. 

Darüber hinaus erfolgten in weiteren 183 Fällen Niederschlagun- 
gen ohne Antrag eines Zuwendungsempfängers (ZE), da Nieder- 
schlagungen als verwaltungsinterne Maßnahmen grundsätzlich 
keines Antrags des Anspruchsgegners bedürfen (Nr. 2 der Vorl. 
VV zu§ 59 BHO). 


3. a) Welche Fälle gab es bisher in den letzten zwei Haushaltsjahren 
bis zum jetzigen Zeitpunkt (1996 bis 1998) im einzelnen, in de- 
nen der Bund den § 59 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 der Bundeshaus- 
haltsordnung gegenüber einem Zuwendungsempfänger in An- 
spruch genommen hat - auf geführt nach Einzelplänen, der Höhe 
der Forderungssumme, der jeweihgen Begründung und der 
Dauer der Prüfung (Zuwendungsempfänger des BMI und des 
AA bitte gesondert aufführen)? 


Die Daten ergeben sich aus der nachstehenden Übersicht: 


Epl. 

Zahl der Fälle 

Forderungssumme insgesamt 

05 

22 

rd. 

100 TDM 

06 

7 

rd. 

271 TDM 

09 

290 

rd. 

6 800 TDM 

11 

2 

rd. 

51 TDM 

12 

1 

rd. 

134 TDM 

17 

1 


1 000 TDM 

23 

33 

rd. 

524 TDM 

30 

85 

rd. 10 170 TDM 


Von einer Einzelaufführung der Entscheidungsgründe sowie der 
jeweiligen Dauer der Prüfung wird abgesehen, weil es sich um 
eine Vielzahl von Einzelfällen mit sehr unterschiedlichen Be- 
gründungen handelt, deren Darstellung den Rahmen der Antwort 
sprengen würde. 
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Bei den Entscheidungen waren die in § 59 Abs. 1 BHO und in den 
Vorl. VV zu § 59 BHO im einzelnen genannten Voraussetzungen 
jeweils erfüllt. 

In den genannten Fällen nahm die Prüfung, abhängig von der 
Komplexität des Falles, wenige Tage bis mehrere Jahre in An- 
spruch. 


b) Bei wie vielen der in der Antwort auf Frage 3 a) genannten Fälle 
von Veränderungen von Ansprüchen wurden die Zuwendungs- 
empfänger mit welcher Begründung trotzdem nicht zukünftig 
von jeglicher institutioneilen oder auch Projektförderung 
grundsätzlich ausgeschlossen (Zuwendungsempfänger des BMI 
und des AA bitte gesondert aufführen)? 


Bei Zuwendungsempfängern gibt es keinen grundsätzlichen 
Ausschluß von jeglicher zukünftiger institutioneller oder Pro- 
jektförderung. Gegen einen solchen Ausschluß bestünden auf- 
grund des verfassungsrechtlichen Verhältnismäßigkeitsgrund- 
satzes erhebliche rechtliche Bedenken. Vielmehr ist grundsätzlich 
jeder einzelne Antrag auf Förderung zu prüfen. Dabei ist zu prü- 
fen, ob durch den Antragsteller eine ordnungsgemäße Geschäfts- 
führung gesichert erscheint und er in der Lage ist, die Verwen- 
dung der Mittel ordnungsgemäß nachzuweisen. Das bisherige 
Verhalten ist hierbei als Indiz zu berücksichtigen. 


4. Wie lange dauert durchschnittlich die Prüfung von Anträgen von 
Zuwendungsempfängern auf Stundung, Niederschlagung und Er- 
laß von Rückforderungen des Bundes? 


Ergänzend zu der in Drucksache 13/11430 zu Frage 4 erteilten 
Antwort wird auf die Antwort zu Frage 3 a) verwiesen. 


5. Wie hoch ist die Gesamtforderungssunune, die sich im Rückblick auf 
die letzten zwei Haushaltsjahre bis zum jetzigen Zeitpunkt (1996 bis 
1998) ergibt (die Forderungssummen, die sich beim BMI und beim 
AA ergeben, bitte getrennt aufführen)? 


Die Gesamtforderungssumme beträgt rd. 20,5 Mio. DM; davon 
entfallen auf Epl. 06 = rd. 0,27 Mio. DM und auf EpL 05 = rd. 0,1 
Mio. DM. 


6. a) Ist der Bundesrechnungshof bei den in der Antwort auf Frage 
3 a) genannten Fällen der Veränderung von Ansprüchen einge- 
schaltet worden? 


Nein. 
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b) Wenn nein, warum nicht? 

Wenn ja, wie hat er jeweils Stellung zu den Fällen bezogen, und 
wurde diese Stellungnahme vom zuständigen Bundesministe- 
rium berücksichtigt? 


Bei Maßnahmen nach § 59 BHO hat eine Anhörung des Bundes- 
rechnungshofs nur bei einer Niederschlagung oder einem Erlaß 
von Ansprüchen, die im Rahmen der Rechnungsprüfung fest- 
gestellt worden sind, zu erfolgen, soweit der Bundesrechnungshof 
nicht auf seine Anhörung verzichtet (Vorl. VV Nr, 2.7 und 3.6 zu 
§59 BHO). 

In den genannten Fällen lagen diese Voraussetzungen nicht vor. 


7. a) Gibt oder gab es nach Kenntnis der Bundesregierung einen dem 
VDA vergleichbaren Fall bei anderen Zuwendungsempfängern 
des Bundes, bei dem ebenfalls die Förderung und Projekt- 
zusammenarbeit trotz Einleitung eines staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungsverfahrens gegen den Zuwendungsempfänger ge- 
währt wurde? 

Wenn ja, welchen? 


Ja, einen Fall bei Epl. 17. Die Thematik ist in den Sitzungen des 
Rechnungsprüfungsausschusses des Deutschen Bundestages am 
1. April 1998 und am 17. Juni 1998 ausführlich behandelt worden. 
Eine Einstellung der Bundesförderung stand danach nicht mehr 
zur Diskussion. 


b) Gibt oder gab es nach Kenntnis der Bundesregierung einen dem 
VDA vergleichbaren Fall bei anderen Zuwendungsempfängern 
des Bundes, bei dem ebenfalls die Förderung und Projekt- 
zusammenarbeit trotz des Verdachtes der Veruntreuung von 
Steuergeldern und des Verstoßes gegen Haushaltsrecht (nicht 
zweckentsprechende Verwendung von Fördermitteln des Bun- 
des) und trotz eines diesbezüglich schwebenden Prüfverfahrens 
gewährt wurde? 

Wenn ja, welchen? 

c) Gibt oder gab es nach Kenntnis der Bundesregierung einen dem 
VDA vergleichbaren Fall bei anderen Zuwendungsempfängern 
des Bundes, bei dem ebenfalls die Förderung und Projekt- 
zusammenarbeit trotz bestehender Rückzahlungsansprüche des 
Bundes in Höhe von knapp 22 Mio. DM und trotz einer laufenden 
Prüfung eines Antrages auf Erlaß der Rückforderungen gewährt 
wurde? 

Wenn ja welchen? 

8. Gibt oder gab es nach Kenntnis der Bundesregierung einen ver- 
gleichbaren Fall, in dem das eine Bundesministerium, im Fall des 
VDA das BMI, seine Projektzusammenarbeit mit dem Zuwen- 
dungsempfänger wegen nicht zweckentsprechender Verwendung 
von Projektmitteln und des Verdachtes auf Veruntreuung von För- 
dermitteln völlig einstellt und noch prüft, ob es einem Antrag auf 
Erlaß von Rückforderungen in zweistelliger Millionenhöhe zu- 
stimmt, zur gleichen Zeit ein anderes Ressort, im Fall des VDA das 
AA, seine Projektzusammenarbeit mit dem gleichen Zuwendungs- 
empfänger trotzdem fortsetzt? 

Wenn ja, welchen? 


Nein. 
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